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Christopher Tugendhat

Probleme
des
EG-Budgets

Die Probleme, denen sich der 
Haushalt der Europäischen 

Gemeinschaft gegenübersieht, und 
insbesondere die Ablehnung des 
Etats von 1980 durch das Europäi­
sche Parlament im letzten Dezem­
ber, machen es notwendig, die po­
litische Funktion des Haushaltes in 
der Gemeinschaft und unser Bud­
getverfahren neu zu überdenken.

Der Kuckuck im Gemeinschafts­
nest ist in diesem Zusammenhang 
die Gemeinsame Agrarpolitik. Sie 
droht alle unsere Mittel aufzuzeh­
ren und die anderen politischen 
Aufgaben aus dem Haushalt zu 
verdrängen. Daß die Gemeinsame 
Agrarpolitik ein Problem ist, rührt 
größtenteils von der Tatsache her, 
daß kein Agrarminister der Ge­
meinschaft, oder letztlich deren 
Regierungen, die Interessen der 
Gemeinschaft als Ganzes zu be­

rücksichtigen scheinen, wenn sie 
alljährlich über die Agrarpreise be­
finden. Anhand der eingenomme­
nen Positionen und der Schwer­
punkte in den nationalen Diskus­
sionen der betreffenden Mitglied­
staaten wird sehr deutlich, daß na­
tionale landwirtschaftliche Interes­
sen -  und damit der Kompromiß­
spielraum der verschiedenen Mini­
ster -  die Entscheidungen beherr­
schen. In jeder Hauptstadt wird der 
Verhandlungserfolg in der Regel 
allein danach beurteilt, inwieweit 
die spezifischen nationalen Ziele 
erreicht worden sind. Eine ernst­
hafte Berücksichtigung der Auswir­
kungen auf die Politik der Gemein­
schaft als Ganzes ist kaum zu er­
kennen.

Nach meiner Ansicht ist es daher 
notwendig, die institutionellen Pro­
bleme anzupacken, die solche Ver­
haltensweisen ermutigen. Wir 
müssen klare Kriterien entwickeln, 
um die Entscheidungen im Rah­
men der Gemeinsamen Agrarpoli­
tik wirklich bewerten zu können 
und um es ihr zu erschweren, die 
Haushaltsmittel aufzuzehren. Hier­
zu sind drei Reformen notwendig.

Erstens sollten sich die Finanz­
minister vor den Agrarpreisver­
handlungen treffen, um die w irt­
schaftlichen und budgetären Rah­
mendaten für die Agrarpolitik um­
fassend zu diskutieren und um kla­
re öffentliche Leitlinien für die Ent­
scheidungen der Agrarminister 
vorzugeben -  z. B. den maximal 
möglichen prozentualen Anstieg 
der Agrarkosten, die notwendigen 
Begrenzungen der inflationären Ef­
fekte einer Zunahme der Nah­
rungsmittelkosten usw. Dies sollte 
natürlich im Zusammenhang mit 
der Gesamtpolitik der Gemein­
schaft stehen, wie sie der Europäi­
sche Rat in seinen Treffen festlegt.

Zweitens sollten nach den Preis­
beschlüssen der Agrarminister der 
amtierende Vorsitzende des Agrar­
ministerrates und der zuständige 
EG-Kommissar vor dem Europäi­

schen Parlament Bericht erstatten 
und ihm öffentlich Rede stehen 
müssen. Das Parlament wird dann 
gerne wissen wollen, ob beide mit 
seiner Einschätzung der Beschlüs­
se übereinstimmen, und sollte dies 
nicht der Fall sein, warum nicht. 
Das Europäische Parlament wäre 
in der Lage, die Beschlüsse sowohl 
anhand der von den Finanzmini­
stern vorgegebenen Kriterien zu 
beurteilen als auch anhand seiner 
eigenen Einschätzung der w irt­
schaftlichen, budgetären, landwirt­
schaftlichen und anderer Bedürf­
nisse der Gemeinschaft. Der ent­
scheidende Punkt ist, daß die Be­
schlüsse als Ganzes und im Ge­
meinschaftszusammenhang be­
wertet werden und nicht -  wie ge­
genwärtig -  allein im Hinblick auf 
die verschiedenen nationalen 
Agrarinteressen.

Drittens sollten meiner Ansicht 
nach das Haushaltsjahr und das 
Landwirtschaftsjahr in Überein­
stimmung gebracht werden. Zur 
Zeit werden die Agrarbeschlüsse in 
der ersten Hälfte des Jahres ge­
troffen, während über den Rest des 
Budgets im Laufe der zweiten Jah­
reshälfte entschieden wird. Folglich 
neigt die Landwirtschaft dazu, die 
Mittel im voraus auszuschöpfen, so 
daß nur noch wenig zur Verfügung 
steht, wenn die Entscheidungen 
über die Regional-, Sozial-, Indu­
strie- oder andere Politiken anste­
hen. Wenn beides parallel erfolgt, 
kann das Budget leichter als ein in­
tegriertes Ganzes betrachtet wer­
den; und die Ausschöpfung der 
Mittel durch einen Sektor zu Lasten 
der anderen dürfte erschwert wer­
den.

Diese drei Reformen, die relativ 
einfach durchzuführen sind, könn­
ten sich — so meine ich — sehr po­
sitiv auf die Erarbeitung einer in 
sich schlüssigen Haushaltsstrate­
gie auswirken, die Gemeinsame 
Agrarpolitik erhalten und verbes­
sern und harmonische Beziehun­
gen zwischen den Gemeinschafts­
institutionen fördern.
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